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Der Betreiber eines sozialen Netzwerks im Internet kann nicht gezwungen werden, 
ein generelles, alle Nutzer dieses Netzwerks erfassendes Filtersystem einzurichten, 
um die unzulässige Nutzung musikalischer und audiovisueller Werke zu verhindern 

Eine solche Pflicht würde sowohl gegen das Verbot verstoßen, einem solchen Anbieter eine 
allgemeine Überwachungspflicht aufzuerlegen, als auch das Erfordernis nicht beachten, ein 

angemessenes Gleichgewicht zwischen dem Urheberrecht einerseits und der unternehmerischen 
Freiheit, dem Recht auf den Schutz personenbezogener Daten und dem Recht auf freien Empfang 

oder freie Sendung von Informationen andererseits zu gewährleisten 

SABAM ist eine belgische Verwertungsgesellschaft, die Autoren, Komponisten und Herausgeber 
musikalischer Werke vertritt. In dieser Funktion ist sie u. a. für die Genehmigung der Verwendung 
ihrer geschützten Werke durch Dritte zuständig. SABAM klagt gegen die Netlog NV, die eine 
Plattform für ein soziales Netzwerk im Internet betreibt, auf der jede Person, die sich dort 
anmeldet, einen persönlichen Bereich, das so genannte „Profil“, zur Verfügung gestellt bekommt, 
den sie selbst mit Inhalten füllen kann, wobei ihr bekannt ist, dass dieses Profil weltweit zugänglich 
ist. Die Hauptfunktion dieser Plattform, die täglich von über 10 Mio. Personen benutzt wird, besteht 
darin, virtuelle Gemeinschaften aufzubauen, innerhalb deren diese Personen untereinander 
kommunizieren und auf diese Weise Freundschaften schließen können. Auf ihrem Profil können 
die Nutzer u. a. ein Tagebuch führen, ihre Vergnügungen und Vorlieben angeben, ihre Freunde 
zeigen, persönliche Fotografien zur Schau stellen oder Videoausschnitte veröffentlichen. 

SABAM ist der Ansicht, das soziale Netzwerk von Netlog biete allen Nutzern auch die Möglichkeit, 
über ihr Profil musikalische und audiovisuelle Werke aus dem Repertoire von SABAM zu nutzen, 
indem sie diese Werke der Öffentlichkeit dergestalt zur Verfügung stellten, dass andere Nutzer des 
Netzwerks Zugang zu ihnen erhielten, ohne dass SABAM hierzu ihre Zustimmung erteilt habe und 
ohne dass Netlog hierfür eine Vergütung entrichte. 

Am 23. Juni 2009 erhob SABAM beim Präsidenten der Rechtbank van eerste aanleg te Brussel 
(Belgien) Klage gegen Netlog und beantragte u. a., Netlog unter Androhung eines Zwangsgelds 
von 1 000 Euro für jeden Tag des Verzugs aufzugeben, ab sofort jede unzulässige 
Zurverfügungstellung musikalischer oder audiovisueller Werke aus dem Repertoire von SABAM zu 
unterlassen. Hierzu hat Netlog geltend gemacht, der Erlass der von SABAM beantragten 
Unterlassungsanordnung würde dazu führen, dass ihr eine allgemeine Überwachungspflicht 
auferlegt würde, was nach der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 verboten sei. 

Vor diesem Hintergrund hat die Rechtbank van eerste aanleg den Gerichtshof angerufen. Sie 
möchte wissen, ob das Unionsrecht einer Anordnung eines nationalen Gerichts an einen Hosting-
Anbieter in Gestalt des Betreibers eines sozialen Netzwerks im Internet entgegensteht, ein System 
der Filterung der von den Nutzern seiner Dienste auf seinen Servern gespeicherten Informationen, 
das unterschiedslos auf alle diese Nutzer anwendbar ist, präventiv, allein auf eigene Kosten und 
zeitlich unbegrenzt einzurichten. 

                                                 
1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche 
Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt 
(ABl. L 178, S. 1), Art. 15. 
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Nach den Feststellungen des Gerichtshofs speichert Netlog auf seinen Servern Informationen, die 
von Nutzern dieser Plattform eingegeben werden und mit ihrem Profil in Zusammenhang stehen; 
somit ist Netlog ein Hosting-Anbieter im Sinne des Unionsrechts. 

Fest steht auch, dass die Einführung dieses Filtersystems bedeuten würde, dass der Hosting-
Anbieter zum einen unter sämtlichen Dateien, die von den Nutzern seiner Dienste auf seinen 
Servern gespeichert werden, die Dateien ermittelt, die Werke enthalten können, an denen Inhaber 
von Rechten des geistigen Eigentums Rechte zu haben behaupten. Zum anderen müsste der 
Hosting-Anbieter sodann ermitteln, welche dieser Dateien in unzulässiger Weise gespeichert und 
der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden, und schließlich müsste er die 
Zurverfügungstellung von Dateien, die er als unzulässig eingestuft hat, blockieren. 

Eine solche präventive Überwachung würde eine aktive Beobachtung der von den Nutzern bei 
dem Betreiber des sozialen Netzwerks gespeicherten Dateien erfordern. Daraus folgt, dass das 
Filtersystem den Betreiber zu einer allgemeinen Überwachung der bei ihm gespeicherten 
Informationen verpflichten würde, was nach der Richtlinie über den elektronischen 
Geschäftsverkehr verboten ist. 

Der Gerichtshof weist sodann darauf hin, dass die nationalen Behörden und Gerichte im Rahmen 
der zum Schutz der Inhaber von Urheberrechten erlassenen Maßnahmen ein angemessenes 
Gleichgewicht zwischen dem Schutz des Urheberrechts und dem Schutz der Grundrechte von 
Personen, die von solchen Maßnahmen betroffen sind, sicherzustellen haben2. 

Im vorliegenden Fall würde die Anordnung, ein Filtersystem einzurichten, jedoch bedeuten, dass 
im Interesse der Inhaber von Urheberrechten sämtliche der bei dem betreffenden Hosting-Anbieter 
gespeicherten Informationen oder der größte Teil davon überwacht würden. Diese Überwachung 
müsste zudem zeitlich unbegrenzt sein, sich auf jede künftige Beeinträchtigung beziehen und nicht 
nur bestehende Werke schützen, sondern auch Werke, die zum Zeitpunkt der Einrichtung dieses 
Systems noch nicht geschaffen waren. Deshalb würde eine solche Anordnung zu einer 
qualifizierten Beeinträchtigung der unternehmerischen Freiheit von Netlog führen, da sie Netlog 
verpflichten würde, ein kompliziertes, kostspieliges, auf Dauer angelegtes und allein auf seine 
Kosten betriebenes Informatiksystem einzurichten. 

Darüber hinaus würden sich die Wirkungen dieser Anordnung nicht auf Netlog beschränken, weil 
das Filtersystem auch Grundrechte der Nutzer seiner Dienste beeinträchtigen kann, und zwar ihre 
Rechte auf den Schutz personenbezogener Daten und auf freien Empfang oder freie Sendung von 
Informationen, bei denen es sich um Rechte handelt, die durch die Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union geschützt sind. Die Anordnung würde nämlich zum einen die Ermittlung, 
systematische Prüfung und Verarbeitung der Informationen in Bezug auf die auf dem sozialen 
Netzwerk geschaffenen Profile bedeuten, bei denen es sich um geschützte personenbezogene 
Daten handelt, da sie grundsätzlich die Identifizierung der Nutzer ermöglichen. Zum anderen 
könnte die Anordnung die Informationsfreiheit beeinträchtigen, weil die Gefahr bestünde, dass das 
System nicht hinreichend zwischen unzulässigen und zulässigen Inhalten unterscheiden kann, so 
dass sein Einsatz zur Sperrung von Kommunikationen mit zulässigem Inhalt führen könnte. 

Daher antwortet der Gerichtshof, dass das nationale Gericht, erließe es eine Anordnung, mit der 
der Hosting-Anbieter zur Einrichtung eines solchen Filtersystems verpflichtet würde, nicht das 
Erfordernis beachten würde, ein angemessenes Gleichgewicht zwischen dem Recht am geistigen 
Eigentum einerseits und der unternehmerischen Freiheit, dem Recht auf den Schutz 
personenbezogener Daten und dem Recht auf freien Empfang oder freie Sendung von 
Informationen andererseits zu gewährleisten. 

 
HINWEIS: Im Wege eines Vorabentscheidungsersuchens können die Gerichte der Mitgliedstaaten in einem 
bei ihnen anhängigen Rechtsstreit dem Gerichtshof Fragen nach der Auslegung des Unionsrechts oder nach 
der Gültigkeit einer Handlung der Union vorlegen. Der Gerichtshof entscheidet nicht über den nationalen 
Rechtsstreit. Es ist Sache des nationalen Gerichts, über die Rechtssache im Einklang mit der Entscheidung 
                                                 
2 Urteil des Gerichtshofs vom 24. November 2011, Scarlet Extended, C-70/10, vgl. auch Pressemitteilung Nr. 126/2011. 
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des Gerichtshofs zu entscheiden. Diese Entscheidung des Gerichtshofs bindet in gleicher Weise andere 
nationale Gerichte, die mit einem ähnlichen Problem befasst werden. 

 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 

Der Volltext des Urteils wird am Tag der Verkündung auf der Curia-Website veröffentlicht. 
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